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Ein Beschluss gegen den RGR-Koalitionsvertrag, ein Antizionist im LandessprecherInnenrat (LSPR)
und ein „Nein zur EU der Banken und Konzerne“, ein klares Bekenntnis zum Volksentscheid
„Deutsche Wohnen und Co enteignen“: Diese und weitere Entwicklungen in [’solid] Berlin sorgen
seit der letzten Wahl für Aufsehen, bis in die bürgerlichsten Teile der Presse hinein. Einige
Reaktionen aus der eigenen Organisation und der Mutterpartei lassen es scheinen, als hätte man
das rote Berlin ausgerufen. Von ewig gestrigen StalinistInnen ist die Rede, öffentliche
Hetzkampagnen gegen eigene Mitglieder lassen nicht lang auf sich warten. Was ist los in [’solid]
Berlin?

The way so far …

Spricht man mit Mitgliedern, zeigt sich ein positiv gestimmtes Bild: Bei der Wahl zum LSPR
schafften es die linkeren Basisorganisationen, diesen gemeinsam mit einigen neuen und
vielversprechenden Gesichtern zu besetzen. Auch auf der letzten Landesvollversammlung zeichnete
sich ein deutlich linkeres Bild ab als in der Vergangenheit. Unter anderem wurde beschlossen:

Eine Aufforderung an die Linkspartei Berlin, die Koalitionsverhandlungen abzubrechen, und an die
Mitglieder, gegen den Vertrag und die Koalition mit den Grünen und der SPD zu stimmen; ein
Beschluss gegen die alleinige Zusammenarbeit mit Jusos und grüner Jugend, um nicht als RGR-
Jugend zu erscheinen. Eine Zusammenarbeit in größeren Bündnissen wird damit nicht
ausgeschlossen.

Dies stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar, auch wenn es weiter notwendig sein wird, die
Jusos als die Massenjugendorganisation einer bürgerlichen ArbeiterInnenpartei (1) zu gemeinsamen
Mobilisierungen aufzufordern. Diese Notwendigkeit stellt sich auch bezüglich der Grünen Jugend,
die trotz ihrer ökobürgerlichen Mutterpartei über eine Verankerung in der Umweltbewegung
verfügt.

Eine Einschätzung der „EU der Banken und Konzerne“, die ersetzt werden soll durch „die
Vereinigung europäischer Staaten“ (auch wenn unklar ist, wie diese  erreicht werden und wie sie
aussehen soll), suggeriert immerhin einen „Bruch mit der EU“ (wobei aufgepasst werden muss, dass
nicht einfach für einen „linken“ Austritt Deutschlands aus der EU eingetreten wird, sondern für eine
sozialistische Vereinigung Europas).

Trotz allem: eine willkommene Entwicklung, die einige Mitglieder von [’solid] bereits von einem
Linksrutsch sprechen lässt. Diese Entwicklungen sind, immerhin, ein frischer Wind, erst recht nach
der zerschmetternden Wahlniederlage der Linkspartei bei der Bundestagswahl.

Grenzen

Deswegen wollen wir die Situation nutzen, um uns zu positionieren und zur Diskussion über das
weitere Vorgehen etwas beizutragen.

Die neue Zusammenstellung des LSPR ist sicher ein Schritt nach vorne, auch wenn dieser noch in
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der kommenden Zeit beweisen muss, ob der radikale Ruf der ihm vorauseilt, auch entsprechende
Taten mit sich bringt.

Die Ergebnisse der Landesvollversammlung sprechen ebenfalls eine deutliche Sprache. Man stellt
sich entschieden gegen die Ausrichtung der Berliner Linkspartei und erhebt den Anspruch, eine
eigene, sozialistische Perspektive dagegenzuhalten.

Der erste Dämpfer ist da natürlich, die Abstimmung gegen die RGR-Koalition verloren zu haben. Von
den 50 % der teilnehmenden Linksparteimitglieder haben 75 % für diese gestimmt.

Wie geht es jetzt also weiter für alle, die sich eine linkere, antikapitalistische Politik und Linkspartei
wünschen und dafür im Jugendverband kämpfen?

Wir wollen uns auf zwei Punkte konzentrieren: die Grenzen, an die revolutionäre Jugendliche in der
Linkspartei und [’solid] stoßen, und die Taktik, mit der sie kämpfen können.

Zunächst das Ernüchternde: Das, was in [’solid] Berlin passiert – ebenso die gewisse Bewegung in
der Basis der Linkspartei –, stehen einer bundesweit gegenläufigen Tendenz gegenüber. Real sind
die Linkspartei und ihr Jugendverband in den letzten Jahren nach rechts gegangen. Auch wenn sich
in den letzten Wochen eine linke Opposition in Berlin gebildet hat und im Landesverband Nordrhein-
Westfalen nach dem katastrophalen Ergebnis der Bundestagswahlen ein linker Landesvorsitzender
gewählt wurde, so ändert das noch nicht das Gesamtbild. Ramelows Regierungspolitik stellt keine
Ausnahme dar. Für alle Landesregierungen mit LINKE-Beteiligung gilt: Mitgehangen, mitgefangen –
mit kapitalistischer Realpolitik. Und das gilt auch für Berlin.

Das ist auch kein Zufall oder einfach eine Schwäche gegenüber der größeren SPD, sondern das
Interesse der Linksparteiführung . Sie betreibt reformistische Politik, die immer nur den
Kompromiss mit dem Kapitalismus sucht, mit dem Leute wie Klaus Lederer an sich ganz gut leben
können. Daher ist es für ihn auch kein Problem gewesen, DWe fallen zu lassen.

An die Grenzen dieses Führungsapparates werden alle RevolutionärInnen, die gern eine andere
Linkspartei und ein antikapitalistisches [’solid] hätten, irgendwann stoßen, solange dieser Apparat
die Partei und ihre Strukturen kontrolliert – so, dass der Apparat die Kontrolle gut behalten kann.
Das muss sich auch in [’solid] niederschlagen, und wenn es der Geldhahn ist, an dem die Mutter
vielleicht mal dreht.

 … and the way ahead

Ohne über diese Grenzen Gedanken anzustellen, wird jeder Versuch, [’solid] revolutionär
umzugestalten, in blindem Aktivismus und Selbstverbrauch oder aber Anpassung an den erwähnten
Apparat enden. Unserer Meinung nach sollte sich daher jede//r klar machen, dass es bei der
Konfrontation mit der reformistischen Mehrheit und dem Apparat um eine grundsätzliche
Auseinandersetzung geht. Letztlich vertritt der Reformismus nicht den Klassenstandpunkt der
Lohnabhängigen, sondern ordnet vielmehr deren Interessen jenen der herrschenden Klasse unter.

Trotzdem kann sich das Ringen mit dem Apparat lohnen und unzufriedene Jugendliche in (und
außerhalb von) [‚solid] um revolutionäre oder wenigstens eine alternative Politik zu RGR sammeln.
Dazu sollten die vorhandenen Ansätze der letzten Wochen vertieft werden. Konkret sollten sich alle
Jugendlichen zu einer Opposition organisieren – einer Fraktion.

Die angepeilte Taktik, um die eigene Mutterorganisation mittels einer digitalen Kampagne wieder
auf die eigenen Werte zu besinnen, begleitet von Veranstaltungen, kann das nur begrenzt leisten, ist



sie doch dazu verurteilt, vor allem einen Nachhall im eigenen Kreis hervorzurufen.

Darüber hinaus braucht es ein Sammeln um Aktionen wie Demonstrationen bis hin zu Streiks in
Schule und Betrieb und mehr – wenigstens braucht es jetzt die Debatte darum. Und für sich alleine
bringen solche Aktionen auch noch nichts. Es sollte sich auf einige Forderungen verständigt werden,
die für Jugendliche gerade akut sind, um die mobilisiert werden kann und mit denen auch andere –
Jusos, Grüne Jugend, Gewerkschaftsjugendliche, DWe usw. angesprochen werden können. Beispiele?

Sofortige Umsetzung des DWe-Volksentscheids! Gerade Jugendliche können sich das
Wohnen ohne (reiche) Eltern nicht leisten! Dazu braucht es eine Massenbewegung und
die Unterstützung der Gewerkschaften und MieterInnenverbände, um die
Vergesellschaftung durch politische Streiks und Mietboykotts durchzusetzen!
Für eine echte Verkehrswende in Berlin – keine S-Bahn-Zerschlagung, dafür massive
Einschränkung des Straßenverkehrs, Ausbau von S-Bahn und Tram, kostenloser
ÖPNV!
Für die Kontrolle über coronabedingte Schulöffnungen und -schließungen durch
demokratische Komitees der SchülerInnen und LehrerInnen selbst!

Das sind nur mal drei Beispiele. Der Kampf um solche Forderungen ist einer gegen die RGR-
Regierung, und damit gegen Lederer und Co! Völlig richtig ist deshalb, dass [’solid] am kommenden
Dienstag zu Protesten gegen RGR aufruft.

Aber es sind die nächsten Monate, die durchscheinen lassen werden, ob die gewisse Dynamik in
[’solid] (und Linkspartei) nach links weitergetrieben werden kann oder im Treibsand reformistischer
Realpolitik ausgebremst wird. Denn trotz aller positiven Berliner Entwicklungen der letzten Monate
im Windschatten der Wahlen – DWe, Krankenhausstreik oder eben auch ein gewisser Linksdrall in
DIE LINKE – gegen die Regierung zu kämpfen wird eine andere Nummer, in der das Überwinden
der defensiven Position mit davon abhängen wird, ob sich revolutionäre, antikapitalistische Kräfte
sammeln können und in [’solid], Jusos usw. reinwirken können.

Daher sollten sich AntikapitalistInnen ernsthaft überlegen, inwieweit sie in ihrem Kampf auf die
LINKE setzen wollen, die die nächsten fünf Jahre Verrat schon ab Tag 1 beginnt, oder ob ein
revolutionärer Bruch mit der Partei sinnvoller ist. Früher oder später wird dieser unserer Meinung
nach unausweichlich. So oder so sind wir für die Debatte mit Euch offen.

Übrigens: Vor sieben Jahren hat die Jugendorganisation REVOLUTION eine umfassende Broschüre
rausgebracht, die [’solid] kritisch beleuchtete und RevolutionärInnen im Jugendverband einen
Handlungsvorschlag zur Sammlung ihrer Kräfte machte … immer noch aktuell:
http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Polemik_Lukas_Müller_2014.pdf

Endnote

(1) Unter einer bürgerlichen ArbeiterInnenpartei verstehen wir eine bürgerliche Partei, die sich
jedoch über historische Verbindungen, über Gewerkschaften, proletarische Mitgliedschaft und
WählerInnen auf die Klasse der Lohnabhängigen stützt, mit dieser organisch verbunden ist.
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